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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung und Vereinfachung der 
Vereinsbesteuerung (Vereinsförderungsgesetz) 

— Drucksache 11/4176 — 


hier: Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates 


Zu 1. (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe c) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag, in § 52 
Nr. 4 und 5 AO mehrere Beispiele für dem Sport nahe- 
stehende Tätigkeiten und andere gemeinnützige Tä- 
tigkeiten zu nennen, im Grundsatz zu. Sie hält aber 
eine Überarbeitung der vorgeschlagenen Aufzählung 
für erforderlich. Insbesondere sind mehrere der zur 
Aufnahme in § 52 Abs. 4 und 5 AO vorgeschlagenen 
Zwecke schon nach § 52 Nr. 1 und Nr. 2 AO gemein- 
nützig. 

Außerdem weist die Bundesregierung darauf hin, daß 
durch die beispielhafte Aufzählung von mehr gemein- 
nützigen Zwecken im Gesetz keine Begrenzung der 
Gemeinnützigkeit auf die dort genannten Zwecke er- 
reicht werden kann, sondern wie nach dem Vorschlag 
der Bundesregierung alle ähnlichen sinnvollen Frei- 
zeitzwecke begünstigt sind. 

Zu 2. (Artikel 1 Nr. 1) 

Die Empfehlung entspricht im Ergebnis den Vorschlä- 
gen der unabhängigen Sachverständigenkommission 
zur Prüfung des Gemeinnützigkeits- und Spenden- 
rechts, die im allgemeinen Teil der Begründung des 
Gesetzentwurfs dargestellt sind. Sie ließe sich aber 
auch nur auf dem von der unabhängigen Sachverstän- 
digenkommission auf gezeigten Weg verwirkhchen. 


Die Bundesregierung ist den Vorschlägen der unab- 
hängigen Sachverständigenkommission vor allem im 
Hinblick auf den Sport nicht gefolgt. Sie weist darauf 
hin, daß diese Vorschläge in der Aktuellen Stunde des 
Deutschen Bundestages am 13. April 1988 (Plenarpro- 
tokoll 11/70) von den Rednern aller Fraktionen abge- 
lehnt worden sind. 

Zu 3. (Artikel 1 Nr. 3) 

Auch die Bundesregierung verfolgt mit dem Vereins - 
förderungsgesetz das Ziel, Überschüsse aus wirt- 
schafthchen Betätigungen gemeinnütziger Körper- 
schaften, die weitgehend als Folge des unentgelüi- 
chen Einsatzes der Vereinsmitglieder entstanden 
sind, milder zu besteuern. Sie hat dafür die Einfüh- 
rung einer Besteuerungsgrenze von 60 000 DM, durch 
die etwa 90 v. H. der gemeinnützigen Körperschaften 
von der Körperschaft- und Gewerbesteuer freigestellt 
werden, sowie für größere Körperschaften eine deut- 
liche Anhebung der Freibeträge bei der Körperschaft- 
und Gewerbesteuer, die Abschaffung der Einkom- 
menshöchstgrenzen für die Gewährung dieser Freibe- 
träge und Verrechnungsmöglichkeiten zwischen 
Überschüssen und Verlusten verschiedener wirt- 
schafüicher Geschäftsbetriebe vorgeschlagen. 

Die Bundesregierung hat Verständnis für das Anlie- 
gen, für bestimmte wirtschaftiiche Betätigungen zu- 
sätzliche Steuervergünstigungen zu gewähren. Sie 
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macht aber darauf aufmerksam, daß dies unter Wett- 
bewerbsgesichtspunkten bedenkhch wäre. Die Ver- 
bände der Wirtschaft haben sich bereits gegen die von 
der Bundesregierung vorgeschlagenen Maßnahmen 
gewandt, weil sie nach ihrer Ansicht schon zu Wett- 
bewerbsnachteilen für gewerbhche Unternehmer 
führten. Daneben bestehen auch Zweifel, ob zusätzh- 
che Steuervergünstigungen auf einzelne Arten wirt- 
schaftiicher Betätigungen (Altmaterialsammlungen, 
Basare) beschränkt werden könnten. Bei anderen 
wirtschaftiichen Geschäftsbetrieben, z. B. beim Ver- 
kauf von Speisen und Getränken bei Vereinsfesten, 
beruhen die Überschüsse ebenfalls weitgehend auf 
der unbezahlten Arbeit von Vereinsmitghedem. 

Im übrigen kann das vom Bundesrat angestrebte Ziel, 
den Überschuß bestimmter wirtschaftiicher Ge- 
schäftsbetriebe regelmäßig in der Höhe des bran- 
chenübhchen Reingewinns zu schätzen, mit der vor- 
geschlagenen Gesetzesregelung nicht erreicht wer- 
den. Die Finanzverwaltung hat bei Schätzungen, die 
auch nach geltendem Recht möglich sind, nur einen 
begrenzten Ermessensspielraum. Die Schätzungen 
müssen in etwa dem tatsächhchen Ergebnis entspre- 
chen. Da bei Sammlungen gemeinnütziger Körper- 
schaften in der Regel nur geringe Betriebsausgaben 
entstehen, wäre eine Schätzung in Anlehnung an den 
durchschnittlichen Reingewinn gewerbhcher Händler 
nicht zulässig. 


Zu 4. (Artikel 1 Nr. 4) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu 5. (Artikel 1 Nr. 4) 

Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt werden. Auch 
Sportvereine, die von Dritten bezahlten Sportlern Auf- 
trittsmöghchkeiten geben und dadurch die Grundlage 
für die Zahlungen (z. B. für Werbeleistungen) schaf- 
fen, fördern damit den bezahlten Sport. Im Ergebnis 
besteht kein Unterschied, ob die Sportler vom Verein 
oder von Dritten bezahlt werden. 

Außerdem wäre es für die meisten Sportvereine leicht, 
die Bezahlung ihrer Sportler auf Dritte (gesonderter 
Verein, Mäzene, Abschreibungsgesellschaft usw.) zu 
verlagern. Die vorgeschlagene Regelung hätte des- 
halb zur Folge, daß auch Veranstaltungen mit Berufs- 
sportlern, z. B. Fußballbundeshgaspiele, in der Regel 
als steuerbegünstigte Zweckbetriebe zu behandeln 
wären. 


Zu 6. und 9. (Artikel 3 und 7 Nr. 2) 

Der Vorschlag des Bundesrates, dem gutgläubigen 
Spender auch bei einer Fehlverwendung der Spende 
Vertrauensschutz zu gewähren und zum Ausgleich 
dafür einen Haftungstatbestand für die Verantwortii- 
chen in den Vereinen zu schaffen, entspricht weitge- 
hend einem Vorschlag der unabhängigen Sachver- 
ständigenkommission zur Prüfung des Gemeinnützig- 
keits- und Spendenrechts. 


Trotzdem spricht sich die Bundesregierung gegen den 
Vorschlag aus. Er bedeutet eine Komphzierung des 
Rechts und Mehrarbeit für die Finanzämter. Außer- 
dem führt er zu Ungerechtigkeiten, weil der Steuer- 
satz, mit dem sich der Spendenabzug beim Spender 
ausgewirkt hat, regelmäßig höher oder niedriger ist 
als der für die Haftung festgesetzte Steuersatz. Beson- 
ders komphziert wären Fälle zu behandeln, in denen 
der Spender tatsächlich sein Geld von der Körper- 
schaft zurückfordert. Die Finanzämter müßten den 
Spender stets beteüigen, um ihn dieser Möghchkeit 
nicht zu berauben. Sie müßten auch stets die Gutgläu- 
bigkeit des Spenders prüfen, ebenso die Verantwort- 
hchkeit in den Vereinen. Es wäre auch damit zu rech- 
nen, daß der Verantwortliche in dem Verein zu einer 
Haftung nicht in der Lage ist. In diesem Fall würden 
die Folgen der falschen Verwendung der Spenden auf 
die Gemeinschaft der Steuerzahler verlagert. Es 
dürfte auch Vorkommen, daß der Verantwortiiche in 
dem Verein gutgläubig gehandelt hat und trotzdem 
für die Steuervergünstigung beim Spender zahlen 
müßte. Andererseits könnte die Regelung auch be- 
wußt mißbraucht werden. 

Dagegen ist das geltende Recht verhältnismäßig ein- 
fach und auch nicht ungerecht. Spenden, die vom 
Empfänger zweckwidrig verwendet, z. B. veruntreut 
oder für nicht gemeinnützige Zwecke ausgegeben 
werden, sind nach geltendem Recht steuerhch nicht 
abziehbar. Ein bereits gewährter Spendenabzug ist 
rückgängig zu machen. Der gutgläubige Spender hat 
einen Anspruch auf Rückzahlung der Spende gegen 
den Empfänger. 


Zu 7. (Artikel 3) 

Die Bundesregierung weist zunächst darauf hin, daß 
der Bundesfinanzhof die von der unabhängigen Sach- 
verständigenkommission zur Prüfung des Gemein- 
nützigkeits- und Spendenrechts gegen § 48 EStDV 
vorgetragenen verfassungsrechüichen Bedenken 
nicht teilt, sondern die Vorschrift in ständiger Recht- 
sprechung nicht beanstandet hat. 

Eine Übernahme der Regelungen des § 48 EStDV in 
das Einkommensteuergesetz hätte vor allem eine Auf- 
blähung des Gesetzes zur Folge. Gegebenenfalls 
müßte auch die gesamte Anlage 7 EStR in § 10 b EStG 
übernommen werden. 

Die behaupteten verfassungsrechüichen Zweifel 
könnten nur durch eine grundlegende Überarbeitung 
des Spendenrechts beseitigt werden. Dazu gehört 
nicht bloß die Frage des Standorts der Regelung. Eine 
solche Überarbeitung des Spendenrechts würde den 
sachhchen und zeitiichen Rahmen des Vereinsförde- 
rungsgesetzes sprengen. 


Zu 8., 10. und 11. (Artikel 7 Nr. 1, 8 Nr. 1 a und 9 a) 
Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. 
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Zu 12. (Gesetzentwurf im ganzen) 

Die Vorschläge laufen auf eine Neuordnung des ge- 
samten Spendenrechts hinaus. Die Bundesregierung 
hält es deshalb schon aus Zeitgründen nicht für mög- 
lich, sie im Rahmen der Beratungen des Vereinsförde- 
rungsgesetzes, das nur auf die Verbesserung und Ver- 
einfachung der Vereinsbesteuerung abzielt, mit der 
notwendigen Sorgfalt zu prüfen. 
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